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weis über die Einhaltung bzw. Unterbietung der Normative 
für Baustelleneinrichtungen zu erbringen.

§7

Preisermittlung für den Teil A der 
Baustelleneinrichtung und Abrechnung 
des zugehörigen Investitionsaufwandes

(1) Als Bestandteil der Dokumentation zur Grundsatzent­
scheidung ist der Industriepreis für den Teil A der Baustel­
leneinrichtung nach den in Ziff. 3 der Anlage 5 festgelegten 
Komplexen zu -gliedern und in der Aufwandsrechnung des 
Investitionsauftraggebers gesondert auszuweisen.

/
(2) Sind Auftragnehmer mit dem Aufbau, der Betreibung 

und dem Abbau dieser Baustelleneinrichtung beauftragt, ha­
ben sie dafür gesonderte verbindliche (Preisangebote abzuge­
ben. Diese Leistungen sind gesondert abzunehmen.

(3) Der Teil A der Baustelleneinrichtung ist nach seiner 
Fertigstellung aus Investitionsmitteln zu finanzieren.

§ 8

(1) Der Investitionsauftraggeber hat den Aufwand für den 
Teil A der Baustelleneinrichtung in der Investitionsabrech­
nung (Obligokartei) bzw. in seinem Auftrag der Generalauf­
tragnehmer auf einen gesonderten Kostenträger, gegliedert 
nach Ziff. 3 der Anlage 5, zu erfassen und nachzuweisen.

(2) Die für den Teil A der Baustelleneinrichtung anzu­
schaffenden Grundmittel und langlebigen Vorhaltemateria­
lien können aus Investitionsmitteln des Vorhabens zwischen­
finanziert werden. Sie sind nach Fertigstellung des Vorhabens 
zur weiteren Nutzung als Baust'elleneinrichtung zu verkaufen, 
sofern sie nicht durch den Investitionsauftraggeber als Bau­
stelleneinrichtung weitergenutzt werden. Der Verkaufserlös 
ist der jeweiligen Investition gutzuschreiben.

(3) Erfolgt die Betreibung des Teiles A der Baustellenein­
richtung durch den Generalauftragnehmer oder einen Haupt­
auftragnehmer, ist die Form der Abrechnung und Bezahlung 
der entstandenen Aufwendungen mit dem Investitionsauf­
traggeber zu vereinbaren.

§9
Vorgezogene Objekte des Investitionsvorhabens gemäß § 3 

Abs. 1 sind vor Beginn ihrer Nutzung als Baustelleneinrich­
tung durch den Investitionsauftraggeber abzunehmen. Das 
gilt nicht für die zeitweilige Nutzung von Wohnungseinheiten 
als Baustelleneinrichtung bei Investitionsvorhaben des kom­
plexen Wohnungsbaus. Diese sind in der Planung und Ab­
rechnung als unvollendete Produktion des Generalauftrag­
nehmers zu erfassen.

Beräumung der Baustelle

§10

(1) Die Auftragnehmer sind grundsätzlich zur Beräumung
der Baustelle verpflichtet, in den Investitionsleistungsverträ­
gen sind innerhalb der Kooperationskette der Umfang und 
die Fristen für die Beräumung der Baustelle zu vereinbaren. 
Der Abschluß der Beräumung ist zwischen den Vertragspart­
nern zu protokollieren. .

(2) Werden die Vereinbarungen zur Beräumung der Baustelle
nicht eingehalten, dürfen nur 75 % des Industriepreises für 
die vertraglich vereinbarten Lieferungen und Leistungen des 
Auftragnehmers bezahlt werden. Die restlichen 25 % des In­
dustriepreises dürfen erst nach Vorliegen des Protokolls über 
die Beräumung der Baustelle bezahlt werden. Die Hauptbuch­

halter der jeweiligen Auftraggeber haben darüber eine 
strenge Kontrolle auszuüben.

(3) Bei der Beräumung der Baustelle sind alle Materialien, 
Bauwerksteile und Ausstattungsgegenstände zu gewinnen, die 
für eine Wiederverwendung geeignet sind. Die Rechtsvor­
schriften über die Gewinnung und Wiederverwendung ge­
brauchter Baumaterialien sind entsprechend anzuwenden.

(4) Als Baustelleneinrichtung angeschaffte transportable 
Raumzellen, Textilverbundkonstruktionen und Container 
sind von der Nutzung und vom Verkauf für andere Zwecke 
als für Baustelleneinrichtungen ausgeschlossen.

§11

(1) Durch die Nachnutzung von Baustelleneinrichtungen 
durch Dritte darf grundsätzlich keine Erhöhung des materiel­
len und finanziellen Aufwandes bei dem Vorhaben entstehen, 
für das die Baustelleneinrichtung errichtet wurde.

(2) Entstehen durch die Nachnutzung zusätzliche Aufwen­
dungen, ist die Zustimmung dafür nur zu erteilen, wenn

— die Notwendigkeit und Effektivität der Nachnutzung durch 
den späteren Nutzer nachgewiesen wird,

— der Nachnutzer der Baustelleneinrichtung beim Treffen 
der Grundsatzentscheidung feststeht,

— der Nachnutzer sich mindestens in Höhe der Mehraufwen­
dungen zum Zeitpunkt der Errichtung der Baustellenein­
richtung mit materiellen und finanziellen Kennziffern be­
teiligt..

§12

Staatliche Kontrolle

(1) Die Zentrale Staatliche Inspektion für Investitionen der 
Staatlichen Plankommission, die staatlichen Gutachterstellen 
der Ministerien, der anderen zentralen Staatsorgane und der 
Räte der Bezirke sowie die Zentrale Staatliche Preiskontrolle 
für Investitionen und die. Staatliche Bauaufsicht haben-im 
Rahmen ihrer Begutachtungs- und Kontrolltätigkeit den Auf­
wand für Baustelleneinrichtungen gesondert zu prüfen. Bei 
Investitionsvorhaben gemäß § ff Abs. 3 sind die Ergebnisse 
der Prüfung der zuständigen Bank durch, den Investitionsauf­
traggeber zu übergeben.

(2) Überschreitungen des festgelegten Aufwandes für die 
Baustelleneinrichtung während der Durchführung der Inve­
stition sind als Mehrkosten gemäß den Rechtsvorschriften zu 
behandeln.

§ 13

Schlußbestimmungen

. (1) Diese Anordnung tritt am 1. September 1986 in Kraft.

(2) Diese Anordnung gilt für alle Investitionen, für die 
zum Zeitpunkt ihres Inkrafttretens die Grundsatzentschei­
dung noch nicht getroffen wurde.

(3) Für Investitionen, die sich zum Zeitpunkt des Inkraft­
tretens dieser Anordnung bereits in der Durchführung befin­
den und deren Fertigstellung nach dem 1. Januar 1987 erfolgt, 
sind die §§ 2, 3 und 7 bis 12 dieser Anordnung entsprechend 
dem jeweiligen Realisierungsstand anzuwenden.

(4) Gleichzeitig treten außer Kraft:
— Anordnung vom 5. September -1978 über die effektive Ge­

staltung von Baustelleneinrichtungen (GBl. I Nr. 32 S. 351;
Ber. GBl. I Nr. 43 S. 472),


